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Dienstunfall – ein Buch mit sieben Siegeln !!! 
teil 1

Wenn man sich mit Kolleginnen und 
Kollegen über das Thema Dienstunfall 
unterhält, dann wird schnell ersichtlich, 
wie wenig Fachwissen bei den meisten 
vorhanden ist. Deshalb möchte ich die-
ses Thema anhand eines Beispiels wie 
folgt erläutern:

1) Ausgangssachverhalt
2) Was ist ein Dienstunfall?
3)  Ansprüche und Rechtsfolgen eines 

Dienstunfalls
4)  Welche Formen und Fristen sind ein-

zuhalten?

Im ersten Teil wird dargestellt was ein 
Dienstunfall ist, im zweiten Teil werden 
die Tatbestände, die einem Dienstunfall 
gleichgestellt sind, dargestellt (z. B. Ne-
bentätigkeit, Wegeunfall, Sportunfall) 
und im dritten Teil die Ansprüche und 
Rechtsfolgen sowie die einzuhaltenden 
Formen und Fristen besprochen.

1) Ausgangssachverhalt
Im Rahmen eines Einbruchsalarms 

wird die Streifenbesatzung POM Flink 
und PHM Schnell in eine Zahnarztpra-
xis gerufen. Dort können sie den Ein-
brecher vor Ort antreffen. Bei Erkennen 
der Polizei zieht dieser sofort eine Pisto-
le und schießt in Richtung der beiden 
Beamten. Glücklicherweise verfehlen 
die Schüsse ihr Ziel und der Einbrecher 
kann überwältigt werden. PHM Schnell 
erleidet durch die Schussabgabe im ge-
schlossenen Raum ein Knalltrauma, wo-
durch sein Hörvermögen dauerhaft ein-
seitig zu 70% beeinträchtigt wird.

2) Was ist ein Dienstunfall?
Im Landesbeamtenversorgungsge-

setz Baden-Württemberg (LBeamt 
VGBW) ist im 5. Abschnitt die Unfallfür-
sorge beschrieben.

Diese Unfallfürsorge ist Ausdruck der 
Fürsorgepflicht durch den Dienstherrn 
gegenüber dem Beamten aufgrund der 
althergebrachten Grundsätze des Be-
rufsbeamtentums gem. Art. 33 Abs. 5 
GG.

Gemäß § 45 Abs. 1 LBeamtVGBW ist 
ein Dienstunfall ein auf äußerer Einwir-

kung beruhendes, plötzliches, örtlich 
und zeitlich bestimmbares, einen Kör-
perschaden verursachendes Ereignis, 
das in Ausübung oder infolge des Diens-
tes eingetreten ist.

Diese Tatbestände müssen im Einzel-
nen geprüft und im Gesamten als erfüllt 
angesehen werden, erst dann liegt ein 
Dienstunfall vor. der auch rechtlich an-
erkannt werden muss.

Prüfung der Tatbestände:
Äußere Einwirkung
Es muss eine Kausalität zwischen der 

äußeren Einwirkung und dem Eintritt 
des Körperschadens bestehen. 

Durch die Schussabgabe des Täters 
in einem geschlossenen Raum erleidet 
PHM Schnell ein Knalltrauma. 

Würde eine Vorerkrankung des Ge-
hörs, z. B. Schwerhörigkeit, vorliegen, 
müsste eine Prüfung erfolgen, ob die ak-
tuelle Verletzung auch eingetreten wäre, 
wenn kein Vorschaden vorgelegen hätte.

Plötzlich, örtlich und zeitlich be-
stimmbar

Das Dienstunfallereignis, welches 
zum Körperschaden führt, muss au-
ßerdem konkret bestimmbar sein. Im 
vorliegenden Sachverhalt kam die 
Schussabgabe plötzlich, also überra-
schend, und ist auf die Zahnarztpraxis 
zur Einsatzzeit des Einbruchsalarms 
bestimmbar.

Würde festgestellt, dass eine schädli-
che Dauereinwirkung auf das Gehör 
durch zum Beispiel das Hören von 
Rockmusik über einen längeren Zeit-
raum und über einen gesundheitsver-
träglichen Lärmpegel hinaus stattfand 
und hierdurch das Hörvermögen redu-
ziert wurde, läge kein Dienstunfall vor.

Wichtiger Hinweis:
Insbesondere bei Posttraumatischen 

Belastungsstörungen muss die Kausali-
tät der eingetretenen psychischen Er-
krankung mit einem Ereignis belegt 
werden. Da psychosomatische Störun-
gen sich oft erst im Laufe der Zeit entwi-
ckeln, liegt hier die Beweislast beim Be-
amten selbst, da dieser eine hieraus 
resultierende günstige Rechtsfolge be-
ansprucht. Deshalb wird dringend emp-
fohlen, bei entsprechenden Ereignissen 
eine Gefährdungsanzeige zu schreiben.

Anhand der Gefährdungsanzeige ist 
es möglich, Ort und Zeit des Ereignisses 
konkret zu bestimmen und somit die 
Krankheit in kausalem, Zusammenhang 
mit einem zeitlich bestimmten Ereignis 
zu bringen (z. B. Zeckenbiss im Rahmen 
einer Walddurchsuchung oder Null-
standssicherung bei vermutetem HIV- 
oder Hepatitis-Kontakt).

Körperschaden
Unter dem Begriff des Körperscha-

dens fallen sowohl physische als auch 
psychische Verletzungen. Ein Körper-
schaden liegt vor, wenn die körperliche 
Unversehrtheit oder das gesundheitli-
che Wohlbefinden beeinträchtigt ist. 
Der Körperschaden muss durch das im 
Tatbestand geforderte Ereignis verur-
sacht worden sein.

Die Substanzverletzung durch ein 
Knalltrauma des PHM Schnell ist un-
zweifelhaft als Körperschaden anzuse-
hen, der durch die Schussabgabe des 
Täters verursacht wurde.

Wichtiger Hinweis:
Die Diagnose eines Körperschadens 

oder einer Verletzung muss durch einen 
Arzt erfolgen. Ein amtsärztliches Zeug-
nis ist nicht erforderlich.

 Foto: GdP BW, © Gundram Lottmann
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Begrüßung hob der GdP-Seniorenvor-
sitzende Winfried Wahlig hervor: „Die 
Seniorinnen und Senioren sind ein fes-
ter Bestandteil unserer Gewerkschafts-
arbeit. Bei vielen gewerkschaftlichen 
Aktionen sind sie eine unverzichtbare 
Unterstützung, sei es bei Demonstratio-
nen oder auch bei der Einsatzkräftebe-
treuung in Großlagen, wie zuletzt beim 
G20-Gipfel in Hamburg.“ Ein Schwer-

punktthema unter den gestellten rund 
30 Anträgen rund um seniorenpoliti-
sche Rahmenbedingungen sowie aktu-
elle gesellschaftspolitische Entwicklun-

AUS DER REDAktiON LEitARtikEL

Die Landesredaktion ist unter 
der E-Mail-Adresse redaktion@
gdp-bw.de zu erreichen.

Bitte alle Artikel, die in der Deut-
schen Polizei – Landesjournal BW – 
sowie in der Digit@l, veröffentlicht 
werden sollen, an diese E-Mail- 
Adresse sen-den. In dringenden 
Fällen erreicht Ihr uns auch unter 
der Mobilnummer 0173 300 544 3.

Der Redaktionsschluss für die 
Juni-Ausgabe 2018 des Landes-
journals Baden-Württemberg ist 
am Montag, dem 7. Mai 2018, für 
die Juli-Ausgabe ist er am Mon-
tag, dem 4. Juni 2018.

Nicht rechtzeitig zum Redakti-
onsschluss eingesandte Artikel 
können von uns leider nicht mehr 
berücksichtigt werden. Zur einfa-
cheren Bearbeitung bitten wir um 
Übersendung von unformatierten 
Texten ohne Fotos, diese bitte se-
parat zusenden.  Andreas Heck
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In Ausübung oder infolge des Diens-
tes

Es ist nicht notwendig, dass man 
sich zum Zeitpunkt des Dienstunfalls 
im Dienst befunden hat, jedoch ist ein 
dienstlicher Bezug erforderlich.

Somit werden Unfälle, die in ihrer 
Ursache auf das private Lebensrisiko 
zurückzuführen sind, als Dienstun-
fall ausgeschlossen und unterliegen 
nicht der Fürsorgepflicht des Dienst-
herrn.

PHM Schnell befand sich zum Zeit-
punkt des Einbruchsalarms mit POM 
Flink auf Streifenfahrt und somit im 
Dienst, als sie zum Einsatzort gerufen 
wurden.

Ergebnis:
Für unseren oben genannten Aus-

gangssachverhalt führte die Prüfung 
der Tatbestandsmerkmale unzweifel-
haft zur Feststellung, dass ein Dienstun-
fall vorliegt.

Das eingetretene Knalltrauma bei 
dem Beamten PHM Schnell wurde 
durch die Schussabgabe des Täters in 
der Zahnarztpraxis verursacht, in der er 
im Rahmen eines Einbruches auf fri-
scher Tat ertappt wurde.

In der nächsten Ausgabe widmen wir 
uns den Tatbeständen, die einem 
Dienstunfall gleichgestellt sind, wie z. B. 
Nebentätigkeit, Wegeunfall, Sportun-
fall. Gundram Lottmann

AUS DEm SENiORENBEREich

8. GdP-Bundesseniorenkonferenz  
in Potsdam

Landesseniorenvorsitzender Werner Fischer erneut in den  
geschäftsführenden Bundesseniorenvorstand gewählt – 

sieben Delegierte aus Baden-Württemberg dabei

Die alle vier Jahre stattfindende 
Bundesseniorenkonferenz hatte in 
Potsdam auch wieder den fünfköpfi-
gen geschäftsführenden Bundessenio-
renvorstand zu wählen. Der Landesse-
niorenvorsitzende der Senioren- 
gruppe Baden-Württemberg, Werner 
Fischer, wurde dabei erneut in das 
Amt des stellvertretenden Schrift-
führers gewählt, dass er bereits die 
letzten vier Jahre ausgeübt hat.  

Auch der bisherige Vorsitzende Win-
fried Wahlig (Bezirksgruppe Bundes-
kriminalamt) wurde mit dem eindrucks-
vollen Votum von 93,5 Prozent der 
abgegebenen Stimmen der Delegierten 
für weitere vier Jahre in seinem Amt 
bestätigt. Neu in das Amt des stellver-
tretenden Bundesseniorenvorsitzenden 
wurden der Hesse Ewald Gerk und 
Horst Müller (Rheinland-Pfalz) ge-
wählt. Bestätigt wurde Sigrid Graedtke 
aus Brandenburg als Schriftführerin.

111 Delegierte aus den Senioren-
gruppen der Landesbezirke sowie den 
Bezirken Bundeskriminalamt und Bun-
despolizei – darunter sieben aus Baden-
Württemberg – erörterten einen um-
fangreichen Katalog gewerkschafts- und 
seniorenpolitischer Themen. In seiner 

Die Delegierten aus Baden-Württemberg (von 
links): hans-Jürgen maier (Baden-Baden), Walter 
Burkhardt (Stuttgart), Werner Fischer (Lan- 
desseniorenvorsitzender, Bad krozingen), Paul 
Reinauer (Emmendingen), Wolfgang Schmidt 
(Schwäbisch Gmünd), manfred Bohn (Sölden) 
und karl-heinz Strobel (Steinheim) Foto: h.W. 
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gen war bei den anwesenden 
Ruhestandsbeamten und Tarifbeschäf-
tigten die fortschreitende Digitalisie-
rung des Alltags. Der wiedergewählte 
Vorsitzende Winfried Wahlig stellte 
dazu fest: „Unsere Konferenz steht un-
ter dem Motto ‚Erfahrung gestaltet Zu-
kunft‘. Das bedeutet, dass auch die 
GdP-Seniorengruppen den digitalen 
Wandel mit wachen Augen beobachten 
werden. Wir sehen unsere gewerk-
schafts- und gesellschaftspolitische 
Verantwortung eben auch darin aufzu-
passen, dass die älteren Menschen in 
unserer Gesellschaft durch den digita-
len Wandel nicht ausgegrenzt wer-
den.“ Fakt sei zudem, dass eine erheb-
liche Zahl von Senioren nicht bereit sei, 
diese Entwicklung mitzugehen. Auch 
für diese Menschen müssten zukünftig 
ausreichend analoge Möglichkeiten 
bereitstehen, um eine Abkoppelung 
vom digitalen Schnellzug auszuschlie-
ßen. Nach aktuellen Zahlen des Inter-
netanbieterverbandes BITCOM nutzen 
rund 40 Prozent der Senioren Computer 

oder Smartphones, besitzen entspre-
chende Grundkenntnisse und nutzen 
das Internet. Die Mehrheit jedoch nicht.

Der Oldenburger Polizeiseelsorger 
Axel Kullik widmete sich am zweiten 
Tag der GdP-Bundesseniorenkonfe-
renz dem facettenreichen Thema „Ob 
ich alt bin oder nicht, entscheide immer 
noch ich – und niemand sonst“. Wer 

sich sein Alter vor Augen halte, der 
fühle sich nicht selten deutlich jünger, 
als sie oder er an Jahresringen tatsäch-
lich aufweist. Es sei von großer Bedeu-
tung, im Alter am Ball zu bleiben. „Im 
Ruhestand werden wir nicht mehr täg-
lich und automatisch vor neue Aufga-
ben gestellt“, betonte der Referent. 
Nicht genutzte Gehirnstrukturen wür-
den abgebaut. Es gelte schlicht: „Nutze 
es oder verliere es.“ So sei sein Hinweis 
bitte ernst zu nehmen, sich zeitnah 
neue Aufgaben zu suchen, plädierte er 
an die lebensälteren Kolleginnen und 
Kollegen und gab allen für den Heim-
weg den dringenden Rat: „Wenn Sie 
ein System an einer einzigen Stelle ver-
ändern, verändern Sie das ganze Sys-
tem. Fangen Sie an: jetzt, hier, und 
wenn es nur an einer kleinen Stelle ist. 
Sie verändern damit Ihr Leben. Das ist 
nicht leicht, aber auch nicht unmög-
lich.“ Und es gehe jetzt auch nicht 
mehr um die Frage, ob man alt sei oder 
nicht, dann das „entscheiden immer 
noch Sie und niemand sonst“!  

Jahreshauptversammlung der GdP-
Bezirksgruppe PP Stuttgart

 Die GdP-Bezirksgruppe des Poli-
zeipräsidiums Stuttgart lädt am 
Dienstag, dem 26. Juni 2018, um 13.30 
Uhr ihre Mitglieder zur diesjährigen 
Jahreshauptversammlung 2018 ein.

AUS DEN BEziRkSGRUPPEN

Einladung zur Jahreshauptversammlung
Die Versammlung findet wieder im 

Großen Saal des Restaurants „Haus 
am See“, Mühlhäuser Straße 311, 
70378 Stuttgart, statt.

Der Präsident des PP Stuttgart, 
Franz Lutz, und unser Landesvorsit-
zender Hans-Jürgen Kirstein wurden 
ebenfalls eingeladen.

Anträge zur Tagesordnung wer-
den bis zum 23. Juni 2018 schriftlich 
(auch E-Mail) an die Bezirksgruppe 
erbeten.

Peter Scherer,
Vorsitzender BG PP Stuttgart

In Heilbronn ist die Mietbelas-
tungsquote höher als in Stuttgart und 
einigen anderen Städten in Baden-
Württemberg. Viele Einwohner zah-
len mehr als ein Drittel ihres Netto-
einkommens.

Der DGB Heilbronn fordert zusam-
men mit anderen Initiativen die Wohn-
bauquote für Heilbronn: 30% aller neu 
errichteten Geschosswohnungen sollen 
künftig dadurch erschwinglich werden.

Diese angespannte Situation wirkt 
sich beispielsweise auch auf die zum Po-
lizeipräsidium Heilbronn versetzten Po-
lizeibeamten aus, die nur sehr schwer 
eine passende Wohnung hier finden. 

GdP heilbronn unterstützt DGB in Sachen Wohnungsnot, 
kundgebung unter dem motto „Ein Dach überm kopf für alle“

Am 23. März fand daher im Vorfeld 
der entscheidenden Gemeinderatssit-
zung auf dem Heilbronner Markt-
platz eine Kundgebung des DGB mit 
Unterstützung der GdP Heilbronn 
statt, um für diese Wohnbauquote zu 
werben. Die Kundgebung, an der 
etwa 30 Personen teilnahmen, lief un-
ter dem Motto „Ein Dach überm Kopf 
für alle“, das von bunten Regenschir-
men mit entsprechenden Aufschriften 
symbolisiert wurde. 

Zwar wurde die vom DGB ange-
strebte Wohnbauquote nicht vom Ge-
meinderat beschlossen, es wurden 
aber deutliche Verbesserungen be-

schlossen, die sich hoffentlich auch 
positiv auf die Wohnungssituation 
auswirken werden.   

 Foto: GdP, © Jürgen heinrich

AUS DEN BEziRkS- UND kREiSGRUPPEN

Der wiedergewählte stellvertretende 
Schriftführer im Bundesseniorenvorstand, 
Werner Fischer (rechts), neben ihm der alte 
und neue Vorsitzende der GP-Seniorengruppe 
(Bund) Winfried Wahlig Foto: GdP
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Der Stammtisch der GdP-Senioren 
der Kreisgruppe Pforzheim, betreut 
durch den Seniorenvertreter Peter 
Graeber sowie Martin Peuthert, fin-
det im Jahr 2018 an folgenden Tagen 

Seniorenstammtische der kreisgruppe Pforzheim
in der Sportgaststätte „Am Rieberg-
le“ in 75179 Pforzheim, Am Riebergle 
44, Telefon 0 72 31/3 47 88, jeweils ab 
16.30 Uhr, statt:

• Donnerstag, 24. Mai 2018
• Donnerstag, 19. Juli 2018                          
• Donnerstag, 13. September 2018          
• Donnerstag,   8. November 2018.          

Peter Graeber

Der GdP-Seniorenstammtisch der Be-
zirksgruppe PP Stuttgart trifft sich am:

Donnerstag, 7. 6. 2018, ab 14 Uhr,
im Wintergarten des Kickers-Club-
Restaurants, Königsträßle 58, 
Stuttgart-Degerloch
Telefon 07 11/76 23 95.

 
Die Anfahrt ist mit der Stadtbahn-

linie U 7, Fahrtrichtung Ostfildern-

Seniorenstammtisch der Bezirksgruppe Stuttgart
Nellingen bis zur Haltestelle Waldau 
möglich. Von der Haltestelle Waldau 
sind es ca. fünf Gehminuten bis zum 
Kickers-Restaurant (= auf der rech-
ten Seite Richtung Schönberg).

Bei der Stadtbahnlinie U 6, Rich-
tung Fasanenh of Schelmenwasen, 
bis Haltestelle Degerloch, sind es 
nur ca. drei Gehminuten. Der Bus 71 
fährt von der Haltestelle Epplestra-
ße direkt bis zur Haltestelle Königs-

träßle, Pkw-Parkplätze sind ausrei-
chend vorhanden.

 
Eine Anmeldung über 0 71 56/ 

2 27 99 (ggf. Anrufbeantworter ab-
warten) oder burkartwh.gerlingen@ 
t-online.de, würde die Planung er-
leichtern. Problemlos ist aber auch 
eine spontane Teilnahme an unse-
rem Treffen.

Am 28. 2. 2018 fand im großen Sit-
zungssaal des Stuttgarter Rathauses 
unsere Personalversammlung (Amt 
für öffentliche Ordnung) statt. Zu die-
ser Personalversammlung wurde erst-
mals am Vormittag eingeladen, da im 
Anschluss eine Informationsveran-
staltung für die neu  einzuführenden 
Mitarbeitergespräche stattfand. Da-
her war sie wohl auch sehr gut be-
sucht.

Herr Ihrig, unser Personalratsvor-
sitzender, informierte über die aktuel-
len Themen, die unser Amt betreffen. 
Ein großer Punkt war, dass für uns, 
die Verkehrsüberwachung, neue Ar-
beitszeiten eingeführt werden sollen 
und wir mit „ins Boot“ genommen 
wurden. Für den städtischen Voll-
zugsdienst werden ca. 16 neue 
Mitarbeiter/-innen eingestellt. Diese 
sollen verstärkt auf die Personen ein-
wirken, die mit der Müllentsorgung 
ihre Probleme haben. Unsere Zulas-
sungsstelle wird während des Nor-
malbetriebes renoviert. Dadurch ent-
standen schon sehr viele Probleme. 
Insbesondere Gefahrensituationen 
für Kunden und Mitarbeiter/-innen 
bei Abbrucharbeiten innerhalb des 
Hauses sowie der Staub und Lärm 

Personalversammlung vom 
Amt für öffentliche Ordnung Stuttgart

während der Abbrucharbeiten war 
manchmal so stark, dass Mitarbeiter/ 
-innen heimgeschickt worden sind 
und die Kunden nicht mehr bedient 
werden konnten. 

Der Personalrat ist hier sehr aktiv 
und fordert verstärkt Lösungsansätze 
während der Umbaumaßnahmen ein. 
Ein weiterer Punkt sind unsere offe-
nen Stellen. Es ist sehr schwer, gutes 
Personal zu bekommen, wenn es kei-
ne bessere Eingruppierung gibt. 
Habe ich auf dem „Land“ eine höhe-
re Eingruppierung, dann wird man 
nicht zur Stadt wechseln. Da muss 
noch viel geschehen. Nachdem Frau 
Koller, unsere Amtsleiterin, alle be-
grüßte hatte, wies sie speziell noch-
mals auf die Informationsveranstal-
tung, Mitarbeitergespräche hin und 
hoffte auf rege Teilnahme. Ganz be-
sonders aber bedankte sie sich für die 
gute Zusammenarbeit und Aufgaben-
erfüllung in unserem Amt. Am 
Schluss sprachen dann noch die Ge-
werkschaften. Der Vertreter von Ver-
di wies insbesondere auf die wichtige 
Stellung von Gewerkschaften hin. 
Danach sprach unser Landesvorsit-
zende Hans-Jürgen Kirstein. Er wies 
insbesondere auf die gute Zusam-

menarbeit mit Frau Koller bei Prob-
lembehandlungen in unseren beiden 
Dienststellen hin. 

Weiterhin empfahl er der Ver-
sammlung, an der Informationsveran-
staltung für die Mitarbeitergespräche 
teilzunehmen, da er sehr positive Er-
fahrungen mit diesem Thema ge-
macht hat. Außerdem wies er auf die 
hohe Streikbereitschaft der Verkehrs-
überwachung und des städtischen 
Vollzugsdienstes der Stadt Stuttgart 
hin, da eine Lohnerhöhung dringend 
geboten sei. Streiktermine standen zu 
diesem Zeitpunkt noch nicht fest. 
Nach der Aussprache wurde die Ver-
sammlung beendet. Karen Rath

 Foto: GdP, © karen Rath
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AUS DER FRAUENGRUPPE 

Der Landesfrauenvorstand der GdP-
BW hat sich neu gruppiert. Nachdem 
im letzten Jahr zwei Rücktritte zu ver-
zeichnen waren und tragischerweise 
unsere stellvertretende Landesfrauen-
vorsitzende und Bundesfrauenvorsit-
zende Dagmar Hölzl schwer erkrankte 
und verstorben ist, war der Landes-
frauenvorstand gezwungen, sich neu 
aufzustellen. 

Die Nachbesetzungen und die Rege-
lung der Verantwortlichkeiten sind nun 
vollzogen. Ein Platz im Landesfrauen-
vorstand kann noch besetzt werden.    

Mit Gabriele Kiesler und Renate 
Pfeiffer wirken fortan ein neues und 
ein bekanntes Gesicht innerhalb der 
laufenden Amtsperiode tatkräftig mit. 
Gabriele Kiesler wurde zur stellver-
tretenden Schriftführerin benannt 
und wird zudem gemeinsam mit Re-
nate Pfeiffer auch die Stellvertretung 
innerhalb der Funktion im DGB-Be-
zirksfrauenausschuss übernehmen. 

Der Landesfrauenvorstand berichtet …
Renate Pfeiffer war in der letzten 

Amtszeit bereits im Landesfrauenvor-
stand vertreten, sie ist Verwaltungs-
beamtin beim PP Einsatz im Referat 
Haushalt, Finanzen, Sachbereich Rei-
sekostenmanagement. In der GdP ist 
sie in der Bezirksgruppe PP Einsatz 
im Vorstand aktiv und Kassenwartin.

Gabriele Kiesler ist Arbeitnehmerin 
und war von 1995 bis zur Polizeire-
form 2014 bei der Stabsstelle Öffent-
lichkeitsarbeit beim PP Stuttgart be-
schäftigt. Mit Beginn der Polizeireform 
wechselte sie zum PTLS Pol und 
übernahm dort zum 1. 7. 2014 das 
Amt der Beauftragten für Chancen-
gleichheit. Sie begleitet darüber hin-
aus im erweiterten Vorstand der Be-
zirksgruppe PTLS die Funktion 
Beisitzerin Frauen.

Simone Stauder vom PP Stuttgart 
ist fortan die Zweite stellvertretende 
Landesfrauenvorsitzende. Cordula 
Ludwig-Martin vom PP Ulm ist wei-

terhin zugleich stellvertretende Lan-
desfrauenvorsitzende. Judith Küm-
merle-Heck bleibt die erste Vorsit-
zende. Judith Kümmerle-Heck möch-
ten wir an dieser Stelle herzlichst zur 
Geburt ihres zweiten Sohnes gratulie-
ren, der am 14. Februar geboren wur-
de. 

Weiterhin setzt sich das Gremium 
aus Judith Wolf vom PP Ulm in ihrer 
Funktion als Schriftführerin sowie 
Nadine Friedl vom PP Ludwigsburg 
zusammen, die als Beisitzerin aktiv 
ist. 

Alle Kolleginnen aus dem Landes-
frauenvorstand bringen mit ihrem 
vielfältigen und unterschiedlichen 
dienstlichen Erfahrungsschatz ein 
hervorragendes Handwerkszeug für 
die Interessen der Frauengruppe mit. 
Nach den Ereignissen im zurücklie-
genden Jahr und mit der jetzigen 
Aufstellung wünscht sich der Landes-
frauenvorstand, die Energie wieder 
aktiv in die Kernaufgaben investieren 
zu können. 

Simone Stauder  
für den Landesfrauenvorstand 

Von rechts nach links: Judith kümmerle-heck mit Sohn mats, cordula Ludwig-martin, Judith 
Wolf, Renate Pfeiffer, Simone Stauder.  Foto: GdP, © Simone Stauder

Gabriele kiesler. Foto: GdP, © Simone Stauder

Oft hat man am Jahresende noch 
Resturlaub übrig – was nun?

Beschäftigte im öffentlichen Dienst 
müssen ihren Urlaub prinzipiell in 
dem Kalenderjahr nehmen, in dem er 
entstanden ist. 

Urlaubsverfall? Urlaub – den alten verbrauchen 
oder mitnehmen? Geht das?

Urlaubsübertragung bis zum 31. 
März bzw. 31. Mai

Ausnahmsweise darf dieser ins 
Folgejahr übertragen werden, hier 
läuft die Frist am 31. März bzw. 31. 
Mai ab. In diesem Fall muss der Ur-

laub nach § 26 Abs. 2 Buchstabe a 
TVÖD bzw. TV-L bis zum 31. März 
des Folgejahres angetreten werden. 
Es ist also ausreichend, wenn der Ur-
laub am 31. März beginnt und bis in 
den April hineingeht. 

AUS DEm tARiFBEREich
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In Sonderfällen ist auch eine Über-
tragung bis zum 31. Mai möglich.

 Gründe hierfür sind: wenn dienstli-
che oder betriebliche Gründe entge-
genstehen oder wenn der Beschäftigte 
den Urlaub wegen Arbeitsunfähigkeit 
– auch im Übertragungszeitraum bis 
zum 31. März – nicht antreten kann. 

Dringende persönliche Gründe hier-
für sind z. B.:
– Arbeitsunfähigkeit
–  Erkrankung des Lebensgefährten, 

mit welchem der Urlaub verbracht 
werden sollte

Dringende betriebliche Gründe kön-
nen z. B. sein:
–  technische oder verwaltungsmäßige 

Probleme im Betriebsablauf
–  krankheitsbedingte Ausfallzeiten 

anderer Beschäftigter
 
Beispiel: Ein Großteil der Belegschaft 

ist erkrankt, den gesunden Arbeitneh-
mern wird ihr Urlaub vor Jahresablauf 
nicht gewährt, damit die Betriebsfähig-
keit erhalten bleiben kann.

Urlaubsübertragung
Einen Anspruch auf Übertragung der 

Urlaubsansprüche hat der Arbeitneh-
mer dann, wenn er aufgrund der Warte-
zeit von sechs Monaten seinen anteili-
gen Urlaub im ablaufenden Kalender-
jahr nicht in Anspruch nehmen kann. 

Beispiel: Bei Beginn des Arbeitsver-
trages am 01. September erwirbt der Ar-
beitnehmer einen anteiligen Urlaubsan-
spruch von vier Zwölftel Jahresurlaub 

(nach dem Gesetz also mindestens acht 
Tage). Aufgrund der Wartezeit kann er 
den Urlaub aber erst ab dem 1. März des 
Folgejahres geltend machen. In diesem 
Fall sind die vier Urlaubstage aus dem 
alten Jahr zu übertragen, der Arbeit-
nehmer kann sie zusätzlich zum regulä-
ren Jahresurlaub nehmen.

Wird der Resturlaub nicht inner-
halb dieser Frist in Anspruch genom-
men, so erwirbt der Arbeitnehmer 
entgegen einer weit verbreiteten An-
sicht keinen Abgeltungsanspruch in 
Form von Auszahlung. Der nicht 
rechtzeitig genommene, übertragene 
Urlaub verfällt stattdessen ersatzlos.

Urlaubsverfall bei Krankheit
Probleme hinsichtlich der Übertra-

gung von Urlaub ergeben sich insbe-
sondere immer dann, wenn ein Arbeit-
nehmer dauerhaft erkrankt. Hier hat 
eine Entscheidung des Europäischen 
Gerichtshofs (EuGH) zu einer grund-
legenden Änderung der Rechtspre-
chung des Bundesarbeitsgerichts ge-
führt. Jahrelang vertrat das 
Bundesarbeitsgericht (BAG) die An-
sicht, dass ein Urlaubsanspruch spä-
testens dann verfällt, wenn ein Arbeit-
nehmer bis zum Ende des 
Urlaubsübertragungszeitraums, also 
dem 31. März des Folgejahres, krank 
war. Der EuGH kassierte diese Recht-
sprechung des BAG, da sie gegen die 
europäische Arbeitszeitrichtlinie ver-
stieß. Seither gilt: Kann der Arbeitneh-
mer seinen Urlaub aufgrund einer Ar-
beitsunfähigkeit bis zum Ende des 
Übertragungszeitraumes nicht neh-

men, bleibt der Urlaubsanspruch als 
Freizeitanspruch zunächst erhalten.

Langzeiterkrankung: Urlaub ver-
fällt nach 15 Monaten

Weil sich bei Arbeitnehmern, die 
über mehrere Jahre arbeitsunfähig 
erkrankt sind, die so jährlich erwor-
benen Urlaubsansprüche ins Uner-
messliche addieren können, legte der 
EuGH und im Anschluss auch das 
BAG eine Grenze fest. Danach ist es 
zulässig und nunmehr gefestigte 
Rechtsprechung, dass der gesetzliche 
Urlaubsanspruch spätestens 15 Mo-
nate nach Ablauf des entsprechenden 
Urlaubsjahrs verfällt. Dies gilt auch, 
wenn die Arbeitsunfähigkeit des Ar-
beitnehmers über diesen Zeitraum 
hinaus ununterbrochen andauert 
(BAG v. 18. 9. 2012, 9 AZR 623/10).

25 JAhRE GdP-kiNDER- UND JUGENDFREizEit

Bald ist es wieder so weit und das 
GdP-Camp am Bodensee startet in der 
ersten Woche der Sommerferien (28. 7. 
bis 4. 8. 2018). Doch in diesem Jahr ist 
alles anders, denn wir feiern Jubiläum. 
Seit 25 Jahren organisiert die Gewerk-
schaft der Polizei (GdP) das beliebte Zelt-
lager am Bodensee. Rund 120 Kinder 
und Jugendliche nehmen im Durch-
schnitt an der GdP-Veranstaltung teil.

Wir, als Gewerkschaft der Polizei 
(GdP), kritisieren oft die Belastung un-
serer Kolleginnen und Kollegen und 
setzten uns für deren Entlastung ein. 
Die Vereinbarkeit von Familie und Be-
ruf ist für uns sehr wichtig, doch oft 
bleibt die auf der Strecke. Nicht nur im 

Vorbereitungen fürs GdP-camp 2018 laufen
Dienst, sondern auch privat müssen un-
sere „Papas“ und „Mamas“ einen Full-
timejob erledigen, da rücken die eige-
nen Interessen in den Hintergrund.

Darum haben wir uns entschieden, 
im Jubiläumscamp am Bodensee erneut 
Kinder und Jugendliche für eine Woche 
zu betreuen.

Mit einem rund 20-köpfigen Team 
werde ich das GdP-Camp zusammen 
mit Brigitte Adametz und Karin Schach 
von der GdP-Geschäftsstelle organisie-
ren.

Am 25./26. 4. 2018 findet das Vorbei-
reitungsseminar zur Jugendfreizeit, im 
Naturfreundehaus Kohlhof in Schries-
heim statt.

Hier werde ich zusammen mit mei-
nem Organisationsteam das diesjährige 
GdP-Camp vorbereiten und den Ablauf 
planen.

Dem Organisationsteam werden 
Erol Vizethum (JVA Mannheim), Ste-
fan Wilhelm (PP MA), Christian Ort-
lieb (PP MA) und ich angehören. Die 
20 Betreuerinnen und Betreuer, die 
bereits in den Vorjahren beim GdP-
Camp dabei waren, sind auch in die-
sem Jahr wieder am Start. Darüber 
freue ich mich sehr.

Die Betreuer/-innen kommen aus 
dem ganzen Land, aus den unterschied-
lichen Bereichen der Polizei, der Justiz 
und der Kommune. 

Foto: Adobe Stock, © PhotoSG
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Bereits jetzt treffen die ersten Teil-
nehmermeldungen ein, und die Vorbe-
reitungen laufen schon seit Wochen auf 
Hochtouren.

Wir wollen zu unserem diesjährigen 
Jubiläum auch Gäste einladen, die un-
ser GdP-Camp immer unterstützt ha-
ben. Das waren die jeweiligen Polizei-
präsidenten und Behördenleiter, die für 
die ehrenamtliche Tätigkeit unserer 
Betreuer/-innen Sonderurlaub, nach der 
Vorschrift zur Förderung des Ehrenam-
tes in der Jugendarbeit, bewilligt haben. 
Aber auch der Innenminister des Lan-
des Baden-Württemberg, wie unser 
Landespolizeipräsident werden von uns 

eingeladen, weil wir an einem offiziel-
len Tag das Camp und die Idee dahinter 
vorstellen wollen. Natürlich wollen wir 
uns auch bei denjenigen bedanken, die 
sich in den vergangenen Jahren für das 
GdP-Camp eingesetzt haben. 

Das „GdP-Camp“ am Bodensee

Das GdP-Jugendcamp liegt direkt am 
Bodensee und ist der Ort, an dem Kin-
der und Jugendliche von Polizeibeschäf-
tigten aus Baden-Württemberg eine 
Woche lang Spaß haben. 

Das Camp verfügt über zwei Großzel-
te, zwei Bastel- und Workshopzelte, ein 

Kino- und Tanzzelt. In den 20 Wohnzel-
ten, mit Stockbetten und festem Holzbo-
den, ist Platz für bis zu 200 Teilnehmer/ 
-innen. Zur diesjährigen GdP-Freizeit 
2018 haben sich bereits rund 120 Kinder 
und Jugendliche angemeldet.

Darüber hinaus bietet das Camp le-
ckere Vollverpflegung aus eigener Kü-
che, einen Strand mit Badeinsel, Fuß-
ball- und Beachvolleyballfeld, Tischten-
nisplatten und Badminton, eine Feuer-
stelle und natürlich WLAN. Das werden 
aber unsere Teilnehmer nicht nutzen, 
weil es über die gesamte GdP-Freizeit 
für die Kinder kein Handy geben wird! 
Spielen und Spaß sind angesagt und das 
mit „echten Freunden“!

Für unsere Veranstaltungen, z. B. Ki-
noabend und Karaoke, stehen eine Büh-
ne und die erforderliche Tontechnik zur 
Verfügung. Wir werden aber auch eine 
tägliche „Challenge“ machen.

Das Motto des GdP-Camps 2018

Bereits im letzten Jahr einigten sich 
die Betreuer/-innen auf das diesjährige 
Motto, unter dem die Kinder- und Ju-
gendfreizeit 2018 (GdP-Camp) veran-
staltet wird.

Wir werden in diesem Jahr das Camp 
unter das Motto „Respekt und Anerken-
nung“ stellen, um bei Bedarf den, Teil-
nehmern die Grundwerte unseres ge-
sellschaftlichen Zusammenlebens zu 
vermitteln. Dies spielerisch, aber auch 
diszipliniert mit entsprechendem Outfit, 
wie in einem Camp üblich.

Die zehn Gruppen, in die alle Teil-
nehmer von 8 bis 14 Jahren altersspezi-
fisch unterteilt werden, tragen dann ent-
sprechende Gruppenbezeichnungen, 
die wir beim Seminar noch näher festle-
gen werden. Eine Anreise in einem be-
stimmten Outfit bei den Teilnehmern 
(Kindern) ist nicht erforderlich. Eine ent-
sprechende „Einkleidung“ findet im 
Camp statt.

Die Kinder und Jugendlichen dürfen 
sich auf eine coole und spaßige Zeit 
freuen. Die diesjährige Betreuertruppe 
ist wie im letzten Jahr hoch motiviert 
und auch aufgrund ihrer dienstlichen 
und beruflichen Tätigkeit durchaus in 
der Lage, für eine Woche die „Bespa-
ßung“ und Betreuung für die „Schütz-
linge“ unserer Polizeibeschäftigten zu 
übernehmen. 

Vielleicht genießen dann Papa und 
Mama eine Zeit lang die „kinderfreie 
Zeit“ und freuen sich um so mehr, wenn 
ihre „Sonnenscheine“ nach der Woche 
im GdP-Camp heimkommen und viel 
zu erzählen haben. Thomas Mohr

Anzeige


